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§ 1  NAME, RECHTSFORM UND SITZ

	I.	� Der Verband Deutscher Sporttaucher e.V. (VDST) ist eine Vereinigung der 
Landesverbände und Vereine, in denen Tauchsport betrieben wird. Der Ver-
band Deutscher Sporttaucher ist ein eingetragener Verein und hat seinen 
Sitz in Offenbach am Main.

	II.	� Der VDST ist Mitglied der Confédération Mondiale Des Activités Subaqua-
tiques (CMAS). Er vertritt dort die Interessen des nationalen Tauchsports der 
Bundesrepublik Deutschland und respektiert die Standards der CMAS. Der 
VDST ist als Spitzensportfachverband für den Tauchsport Mitglied im Deut-
schen Olympischen Sportbund (DOSB).

	III.	� Über weitere Mitgliedschaften bei anderen Organisationen entscheidet der 
Vorstand. Die Rechte des VDST aus dieser Satzung dürfen dadurch nicht be-
rührt werden.

§ 2   ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

	I.	�� Grundlage der Vereinsarbeit des Verband Deutscher Sporttau-
cher ist ein Bekenntnis aller Mitglieder zur freiheitlichen-demokrati-
schen Grundordnung. Der Verein ist parteipolitisch und religiös neu-
tral. Er tritt allen extremistischen, rassistischen, verfassungs- und 
fremden-feindlichen Bestrebungen und Aktivitäten entschieden ent-
gegen. Er verurteilt jegliche Form von Belästigung und Gewalt, unab-
hängig davon, ob sie körperlicher, seelischer oder sexualisierter Art ist. 
Mitglied im VDST können nur Vereine, natürliche Personen, Verbände, Vereini-
gungen und Unternehmen werden, die sich zu diesen Grundsätzen bekennen. 
Mitglieder von extremistischen oder rassistischen Organisationen oder 
Gruppierungen gleich welcher politischen, gesellschaftlichen oder religiö-
sen Ausrichtung können nicht Mitglied im Verband Deutscher Sporttaucher 
werden oder bleiben. 

	II.	� Alle Lizenzinhaber und Lizenzinhaberinnen im VDST, z.B. Übungsleiterinnen/
Übungsleiter, Trainer/Trainerinnen, Tauchlehrer/Tauchlehrerinnen, Jugend-
leiterinnen/Jugendleiter, Wettkampfrichter/Wettkampfrichterinnen etc.,  
müssen vor Lizenz-Erteilung bzw. bei deren Verlängerung den vom Vorstand 
zu beschließenden „Ehrenkodex“ unterzeichnen. Sonst kann die Lizenz nicht 
erteilt bzw. verlängert werden und eine Tätigkeit in der Kinder- und Jugend-
arbeit im VDST und seinen Mitgliedern ist ausgeschlossen.
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§ 3   ZIELE, ZWECK UND AUFGABEN

	I.	� Zweck und Aufgabe des VDST ist es insbesondere, den Tauchsport und sei-
ne Entwicklung, vor allem in seinem Jugendbereich, zu fördern und durch 
tauchsportspezifische sowie überfachliche Qualifizierung zu sichern, den 
deutschen Tauchsport im In- und Ausland zu vertreten und alle damit im Zu-
sammenhang stehenden Fragen zum gemeinsamen Wohle aller Mitglieder 
zu regeln. 

	II.	� Die Ausbildung erfolgt ausschließlich nach den Richtlinien des VDST, die Prü-
fung und Brevetierung ausschließlich durch VDST-Ausbilder, insbesondere 
mit der Maßgabe:

		  – �den Leistungssport sowie den Freizeit- und Breitensport, den Schulsport 
und den Gesundheitssport zu fördern und zu unterhalten sowie die zu sei-
ner Vorbereitung erforderlichen Maßnahmen durchzuführen.

		  – �das Ehrenamt zu pflegen und zu fördern.

	III.	� Die Leitlinien für einen umweltverträglichen Tauchsport sind zu beachten. 
Der VDST tritt für den umfassenden Schutz aller Tier- und Pflanzenarten ein 
und fördert die Belange des nationalen und internationalen Umwelt- und Ge-
wässerschutzes und den Schutz kulturhistorischer Unterwasserfundstellen. 
Der VDST unterstützt daher auch insbesondere die Teilnahme der Mitglieder 
an Citizen-Science-Projekten.

		�  Der VDST verfolgt mit seinem Zweck auch die Vermittlung von Bildungsmaß-
nahmen im Bereich des § 3.

		�  Der VDST betrachtet die Unterwasserjagd, das mutwillige Zerstören der Un-
terwasserflora und -fauna sowie das Plündern kulturhistorischer Unterwas-
serfundstellen als verbandsschädigendes Verhalten.

§ 4  ANTIDOPING-REGLEMENT

Der VDST verurteilt und bekämpft das Doping. Dementsprechend nimmt der VDST 
am Dopingkontrollsystem der CMAS, der IWGA, der WADA und der NADA teil. Die VDST 
Anti-Doping-Bestimmungen und die Anti-Doping Rules der CMAS, IWGA, WADA und 
NADA in der jeweils aktuellen, auf der Homepage einsehbaren Fassung, sind Bestand-
teil dieser Satzung.

§ 5  GEMEINNÜTZIGKEIT

	I.	� Der VDST verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sin-
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ne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in ihrer je-
weils gültigen Fassung.

	II.	� Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

	III.	� Die Mittel des VDST dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder des VDST erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Gewinn-
anteile oder sonstige Zuwendungen aus den Mitteln des VDST. Es darf keine Per-
son durch Ausgaben, die dem Zweck des VDST fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.

§ 5a  VERGÜTUNG FÜR DIE VERBANDSTÄTIGKEIT 

	I.	� Die Verbands- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausge-
übt.

	II.	� Bei Bedarf können Ämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkei-
ten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung 
einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 

	III.	� Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (2) trifft 
der Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendi-
gung. 

	IV.	� Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verband gegen Zahlung ei-
ner angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen. 
Maßgebend ist die Haushaltslage des Verbandes.

		�  Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Ge-
schäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtli-
chen Möglichkeiten, hauptamtlich Beschäftigte anzustellen.

		�  Im Übrigen haben die Mitglieder, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Ver-
eins einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwen-
dungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu 
gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw. Der An-
spruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten 
nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur 
gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffä-
hig sein müssen, nachgewiesen werden.

		�  Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Mög-
lichkeiten Grenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB 
festgesetzt werden.
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		�  Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Verbandes, die von der 
Mitgliederversammlung erlassen und geändert wird.

§ 6  RECHTSGRUNDLAGEN, VERÖFFENTLICHUNGEN

	I.	� Der VDST trifft Regelungen zur Wahrnehmung seiner Aufgaben durch Ordnungen, 
Anordnungen und Beschlüsse seiner Organe und institutionellen Gremien.

	II.	� Die Mitgliederversammlung beschließt die Satzung. Die folgenden Ordnungen 
sind von der Mitgliederversammlung zu beschließen:
•	 	Finanzordnung
•	 	Beitragsordnung
•	 	Gebührenordnung
•	 	Good Governance-Ordnung / -Standards
•	 	Geschäftsordnung für die Mitgliederversammlung 
Soweit Bedarf entsteht, können weitere Ordnungen erlassen werden, ohne dass 
es einer Satzungsänderung bedarf.

	III.	�  Der Vorstand beschließt die operativen Ordnungen, soweit nicht eine abwei-
chende Zuständigkeit besteht.

	IV.	� Ordnungen gemäß Absatz III, die den Aufgabenbereich des Fachbereichsleiters / 
der Fachbreichsleiterin gemäß § 22 betreffen (z.B. Ausbildungsordnungen, Leis-
tungssportordnungen, Geschäftsordnungen der inneren Struktur eines Fachbe-
reichs, etc.), sind von diesem zu erstellen und dem Vorstand zur Beschlussfassung 
vorzulegen. Aus dem Vorstand können Änderungswünsche eingebracht werden. 
Der Fachbereichsleiter oder die Fachbereichsleiterin entscheidet über das weitere 
Vorgehen.

V.	� Ordnungen der VDST-Jugend werden von der VDST-Jugend beschlossen, bedür-
fen aber der Zustimmung durch Beschluss des Vorstands.

	VI.	� Ordnungen, die die Gemeinsame Versammlung der Landestauchsportverbände 
mit dem Vorstand (vgl. § 28) betreffen, werden in der Gemeinsamen Versammlung 
gefasst.

	VII.	� Alle offiziellen Verbandsmitteilungen werden auf der Internetseite des VDST als 
offizielles Verbandsorgan, derzeit unter www.vdst.de, veröffentlicht. 

VIII. �Satzungs- und Ordnungsänderungen, neue Ordnungen, Versicherungsbedin-
gungen und vergleichbare rechtlich gegenüber den VDST-Mitgliedern wirkende 
rechtsgestaltende Verhältnisse sind auf der VDST-Webseite unter dem Menü-
punkt „Bekanntmachungen“ zu veröffentlichen. Mit der Veröffentlichung gilt es 
als den Mitgliedern bekannt gemacht und die Kenntnis davon wird angenommen.
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§ 7  MITGLIEDER

	I.	� Die Mitglieder des VDST gliedern sich in ordentliche Mitglieder (§ 8), außeror-
dentliche Mitglieder (§ 9) und Fördermitglieder (§ 10).

	II.	� Die ordentlichen Mitglieder sind berechtigt, durch ihre Vertreter an der Mit-
gliederversammlung teilzunehmen, bei der Fassung der Beschlüsse mitzu-
wirken und ihr satzungsgemäßes Stimmrecht auszuüben sowie Anträge zur 
Beschlussfassung einzubringen.

	III.	� Außerordentlichen Mitgliedern und Fördermitgliedern steht kein Stimmrecht 
in der Mitgliederversammlung zu. Ihre Interessen werden vom Vorstand wahr-
genommen.

§ 8  ORDENTLICHE MITGLIEDER

	I.	� Ordentliche Mitglieder des VDST sind die ihm angehörenden Landestauchsport-
verbände sowie die den Landestauchsportverbänden angehörenden Vereine.

	II.	� Landestauchsportverbände im Sinne dieser Satzung sind regionale Gliederun-
gen, deren Grenzen in der Regel einem Bundesland entsprechen. Sie müssen ihre 
Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister des zuständigen Amtsge-
richts erlangt haben und vom zuständigen Finanzamt aufgrund ihrer Satzung als 
gemeinnützig anerkannt worden sein. Ihre Satzungen, Richtlinien und Beschlüsse 
müssen den Zielen und Zwecken des VDST entsprechen; Sie müssen Satzung und 
Ordnungen des VDST als für sich und ihre Mitglieder verbindlich anerkennen. Sie 
müssen Mitglied im jeweiligen Landessportbund/Landessportverband sein. 

	III.	� Vereine im Sinne dieser Satzung sind Tauchsportvereine, die ihre Rechtsfähigkeit 
durch Eintragung in das Vereinsregister des zuständigen Amtsgerichts erlangt ha-
ben, vom zuständigen Finanzamt aufgrund ihrer Satzung als gemeinnützig aner-
kannt worden sind und mehr als 50 % ihrer Mitglieder zum VDST-Jahresbeitrag 
melden.

		�  Zum VDST-Jahresbeitrag zu melden sind jedenfalls alle Vereinsmitglieder, die 
mindestens eine der im VDST betriebenen Sportarten (Bspw. Gerätetauchen, 
Apnoe, Orientierungstauchen, Flossenschwimmen, Unterwasser-Rugby, Unter-
wasser-Hockey) ausüben. 

		�  Die Vereine haben dem VDST hierzu ihre sämtlichen Mitglieder mit vollständigem 
Vor- und Zuname, ihrer vollständigen Adresse sowie Geburtsdatum mit dem Ein-
trittsdatum in den Verein mitzuteilen. Für deren zum VDST-Jahresbeitrag gemel-
deten Mitglieder unterhält der VDST einen Gruppenversicherungsvertrag.
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		�  Der VDST kann nur solche ordentlichen Mitglieder als Vereine haben, die auch 
ordentliches Mitglied – ggf. auf Probe – im jeweiligen Landestauchsportverband 
und Landessportbund sind. Sie können in ihren Vereinsnamen den Zusatz: „...im 
VDST“ führen.

		�  Die Satzungen, Richtlinien und Beschlüsse der Vereine müssen den Zielen und 
Zwecken des VDST entsprechen. Sie müssen Satzung und Ordnungen des VDST 
als für sich und ihre Mitglieder verbindlich anerkennen. Diese Regelung gilt ent-
sprechend für Tauchsportabteilungen anderer Vereine. 

	IV.	� Ordentliche Mitglieder müssen die Änderungen Ihrer Satzungen dem VDST unver-
züglich übermitteln.

§ 9    AUSSERORDENTLICHE MITGLIEDER

Außerordentliche Mitglieder des VDST sind natürliche Personen, die dem VDST 
in Form einer Direkt- oder Familienmitgliedschaft angehören.

§ 10  FÖRDERMITGLIEDER

Fördermitglieder des VDST sind Verbände, Vereinigungen sowie Unternehmen, 
die nicht die Voraussetzung eines ordentlichen Mitgliedes erfüllen, deren Ziele 
aber im Einklang mit dieser Satzung stehen. 

§ 11   ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT

	I.	� Der Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft erfolgt durch einen, an den VDST 
zu richtenden, vorgegebenen Aufnahmeantrag. Zu dem Aufnahmeantrag ist 
der jeweilige Landestauchsportverband zu hören. Nachdem alle Aufnahme-
bedingungen erfüllt sind, gibt der Vorstand den Antrag allen Mitgliederver-
einigungen in den offiziellen Verbandsmitteilungen bekannt. Einen Monat 
nach der Bekanntgabe ist   der Antragsteller aufgenommen, wenn kein Ein-
spruch durch einen Mitgliedsverein, einen Landestauchsportverband oder 
ein Vorstandsmitglied eingelegt worden ist. 

		�  Über einen solchen Einspruch entscheidet der Vorstand mit schriftlicher Be-
gründung, wobei für den Fall der Einspruchseinlegung durch ein VDST-Vor-
standsmitglied jenes hierzu nicht stimmberechtigt ist. 

		  Weist der Vorstand den Einspruch zurück, ist das Mitglied aufgenommen. 
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		�  Der Einspruchsführer kann eine Überprüfung der Entscheidung des Vorstan-
des durch die Mitgliederversammlung beantragen, wobei solchem Antrag 
keine aufschiebende Wirkung zukommt. Die Mitgliederversammlung ent-
scheidet dann endgültig über den Fortbestand der Mitgliedschaft. 

		�  Entscheidet die Mitgliederversammlung gegen den Fortbestand der Mit-
gliedschaft, so endet die Mitgliedschaft mit dem letzten Tag des Folgemo-
nats der Entscheidung der Mitgliedsversammlung. Die Beendigung aufgrund 
des Beschlusses der Mitgliederversammlung ist dem Mitgliedsverein mittels 
eingeschriebenem Brief und Begründung mitzuteilen.

	II.	� Der Erwerb der außerordentlichen Mitgliedschaft erfolgt durch einen, an 
den VDST zu richtenden, vorgegebenen Aufnahmeantrag. Bei Vorliegen aller 
Aufnahmebedingungen entscheidet der Vorstand über die Aufnahme. Dieser 
kann diese Entscheidungsbefugnis auf den Vorstand im Sinne des § 26 BGB 
delegieren. Ablehnungen bedürfen einer Begründung.

	III.	� Der Erwerb der Fördermitgliedschaft wird in Einzelverträgen geregelt. 

§ 12   BEENDIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT

	I.	� Die Mitgliedschaft im VDST erlischt durch Auflösung eines ordentlichen Mitglie-
des (Verein), durch Austritt oder durch Ausschluss (§ 13), bei außerordentlichen 
Mitgliedern auch durch den Tod, ferner dann, wenn das Mitglied nicht innerhalb 
von einem Jahr nach Aufnahme im VDST die Aufnahme in dem für ihn zuständigen 
Landessportbund und Landestauchsportverband nachgewiesen hat.

	II.	� Der Austritt eines Mitgliedes durch Kündigung muss drei Monate vor Ablauf eines 
Kalenderjahres durch eingeschriebenen Brief beim VDST eingegangen sein.

	III.	� Die Beendigung der Mitgliedschaft der ordentlichen Mitglieder wird in den offiziel-
len Verbandsmitteilungen bekannt gegeben.

	IV.	 a) �Die Mitgliedschaft eines außerordentlichen Mitgliedes, wenn der gemäß Bei-
tragsordnung zu entrichtende Jahresbeitrag nicht binnen drei Monaten nach 
Fälligkeit und mindestens einer Mahnung mit Androhung des Verlustes der Mit-
gliedschaft gezahlt wird. 

		  b) �Die Mitgliedschaft der ordentlichen Mitglieder endet nach Fälligkeit des Beitra-
ges und zwei fruchtlosen Mahnungen. Ferner endet die Mitgliedschaft, wenn 
eine Voraussetzung des § 8 der Satzung nicht mehr gegeben ist. Insbesondere 
endet die Mitgliedschaft für den Fall und sobald der Verein/Landesverband sei-
ne Gemeinnützigkeit verliert.
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	V.	� Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mit-
gliedsverhältnis, unbeschadet der Ansprüche des VDST auf rückständige 
Beitragsforderungen. Eine Rückgewährung von Beiträgen, Sacheinlagen 
oder Spenden ist ausgeschlossen.

	VI.	� Die Beendigung der Mitgliedschaft von ordentlichen Mitgliedern (§ 8) und von För-
dermitgliedern (§ 10) wird vom Präsidium festgestellt und dem Mitglied durch ein-
geschriebenen Brief mitgeteilt. 

Die Beendigung der außerordentlichen Mitgliedschaft gem. § 9 wird durch die 
Bundesgeschäftsstelle festgestellt und dem Mitglied durch eingeschriebenen 
Brief mitgeteilt.

§ 13   SANKTIONEN UND AUSSCHLUSS

	I.	� Bei einem Verstoß gegen die VDST-Satzung und/oder seine Ordnungen und Richt-
linien, die Interessen des VDST oder bei einer Verletzung der Mitgliederpflichten 
können gegen einzelne Mitglieder, Mitglieder seiner Mitgliedsvereine oder Perso-
nen, die für den VDST Funktionen ausüben, Vereinsstrafen ausgesprochen wer-
den, soweit nicht § 12 zur Anwendung kommt.

		  Als Sanktion kommen grundsätzlich in Betracht:
		  – Verweis
		  – Geldstrafe
		  – Befristetes Ruhen der Mitgliedschaft im VDST
		  – Ausschluss aus dem VDST

Bei solchen Personen, die für den VDST Funktionen ausüben, in die sie von der 
Mitgliederversammlung nicht gewählt worden sind, kommen in Betracht:
– Ermahnung
– Geldstrafe

		  – �Befristetes Ruhen des Amtes bzw. der Funktion und/oder der Ausbildungslizen-
zen/Ausbildungsberechtigung

		  – �Entlassung aus dem Amt bzw. der Funktion und/oder Entziehung der Ausbil-
dungslizenzen/Ausbildungsberechtigung

	II.	 Ein Ausschluss aus dem VDST ist jedoch nur zulässig, 

		  a) �wenn ein Verbandsmitglied, oder ein oder mehrere Mitglieder eines im VDST 
organisierten Mitgliedsvereins

		  – �die Interessen, oder das Ansehen des deutschen Tauchsports, des VDST oder 
eines seiner Mitglieder vorsätzlich oder grob fahrlässig schwer geschädigt bzw. 
vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen die Satzung oder gegen die Grundsätze 
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der Sportgesetze verstoßen hat oder

		  – �dem VDST durch eine erhebliche Verletzung seiner satzungsmäßigen Verpflich-
tungen gravierende Nachteile bereitet wurden oder

		  – �das Ansehen des VDST in der Öffentlichkeit in bedeutsamer Weise geschädigt  
wurde oder

		  – �ein grobes unsportliches Verhalten offenbart und sich hieraus Nachteile für an-
dere Mitglieder oder den VDST ergeben bzw. der VDST dadurch in seinem Anse-
hen herabgesetzt wurde oder

		  – �die VDST-Verbandssatzung und/oder die Anordnungen der Vereinsorgane miss-
achtet und dem VDST hierdurch ein Schaden entstanden ist. Einem materiellen 
Schaden steht ein Ansehensverlust gleich.

		  b) �wenn der im VDST organisierte Mitgliedsverein nicht bereits Maßnahmen gegen 
ein oder mehrere Mitglieder des im VDST organisierten Mitgliedsvereins getrof-
fen hat, die zum Ausschluss aus dem VDST-Mitgliedsverein führen. 

	III.	� Zuständig für die Verhängung von vorstehenden Sanktionen (Abs. I) ist im Anwen-
dungsbereich des § 13 die Schieds- und Schlichtungsstelle (§ 31).

		  a) �Antragsberechtigt ist jedes ordentliche Mitglied des VDST, sowie alle Perso-
nen, die eine ehrenamtliche Funktion im VDST ausüben, in welche sie von der 
Mitgliederversammlung des VDST oder von der VDST-Jugendversammlung 
(gemäß Jugendordnung) gewählt wurden oder von einem solchermaßen ge-
wählten Funktionsträger benannt wurden oder eine von einem Beschluss des 
Vorstands gemäß Absatz V betroffene Person.

		  b) �Vor einem Beschluss der Schieds- und Schlichtungsstelle ist dem betroffenen 
Mitglied Gelegenheit zu geben, schriftlich zu den erhobenen Vorwürfen Stel-
lung zu nehmen. Für die Abgabe der Stellungnahme ist dem betroffenen Mit-
glied eine Frist von mindestens zwei Wochen einzuräumen. 

		  c) �Der Beschluss ist schriftlich abzufassen und dem betroffenen Mitglied durch 
Einschreibebrief mit Rückschein zuzustellen. 

		  d) �Bei Mitgliedschaftsausschlussverfahren ruhen während des Verfahrens die Mit-
gliedschaftsrechte. Mit Bekanntgabe des Beschlusses auf Ausschluss endet die 
ruhende Mitgliedschaft, die Rechte und Pflichten des Mitglieds erlöschen. Leis-
tungen des Mitglieds an den Verein werden nicht erstattet.

		  e) �Im Übrigen gilt § 31 der Satzung und das nach § 31 VII anzuwendende Recht.

	IV.	� Im Falle körperlicher, seelischer und/oder jeder Form von sexualisierter Belästi-
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gung oder Gewalt gegen Kinder, Jugendliche oder Erwachsene kann der VDST ge-
gen einzelne Mitglieder, Mitglieder seiner Mitgliedsvereine oder Personen, die für 
den VDST Funktionen ausüben, folgende Sanktionen verhängen: 

		  – Verweis
		  – Geldstrafe
		  – �Befristetes Ruhen der Mitgliedschaft, des Amtes bzw. der Funktion und/oder der 

Ausbildungslizenzen/Ausbildungsberechtigung, Trainer-, (Wett-)Kampf- und/
oder Schiedsrichterlizenz und/oder Jugendleiterlizenz und/oder sonstiger durch 
den VDST herausgegebenen Lizenzen

		  – �Entlassung aus dem Amt bzw. der Funktion und/oder Entziehung der Ausbil-
dungslizenzen/Ausbildungsberechtigung, Trainer-, (Wett-)Kampf- und/oder 
Schiedsrichterlizenz und/oder Jugendleiterlizenz und/oder sonstiger durch den 
VDST herausgegebenen Lizenzen

		  – Ausschluss aus dem VDST
Über die Sanktion(en) entscheidet der Schieds- und Schlichtungsausschuss auf 
Antrag des Vorstands. 

Bis zu dessen rechtskräftiger Entscheidung – für den Fall geführten Zivilgerichts-
verfahrens: bis zum Erlass einer entgegen gerichteten gerichtlichen einstweiligen 
Verfügung oder der Rechtskraft einer dortigen entgegen gerichteten gerichtlichen 
Hauptsacheentscheidung – kann der geschäftsführende Vorstand (§ 26 BGB) das 
Ruhen aller oder einzelner Mitgliedschaftsrechte, des Amtes und/oder jeglicher 
Lizenzen anordnen.

	V.	� Der Vorstand kann zur Vermeidung von erheblichen Nachteilen für den VDST oder 
bei Verstößen gegen die Satzung oder Ordnungen des VDST und bei daraus resul-
tierenden erheblichen Gefahren für andere das Ruhen des Amtes bzw. der Funkti-
on und/oder das Ruhen oder den Entzug von vom VDST vergebenen Lizenzen der 
verstoßenden Person beschließen.

Im Falle eines derartigen angezeigten Verstoßes wird zunächst durch die im VDST 
fachlich zuständige Stelle der Sachverhalt erhoben und ein Bericht dazu erstellt. 
Derartige Verstöße sind beispielsweise:
•	Verstöße gegen die in § 2 niedergelegten Grundsätze
•	Verbreitung unwahrer Tatsachenbehauptungen über den VDST sowie Handlun-
gen, die geeignet sind, das gesellschaftliche Bild des VDST negativ zu beeinflus-
sen oder finanzielle Nachteile herbeizuführen
•	Missachtung der Regeln zur Tauchgruppenzusammenstellung 
•	Missachtung sicherheitsrelevanter Vorgaben der VDST-Sicherheitsstandards
•	Durchführung von Übungen mit erheblicher Abweichung von den Vorgaben in 
den VDST-Ordnungen
Diese Aufzählung ist nur beispielhaft und nicht abschließend.



11

Der/Die Betroffene ist anzuhören. Der Beschluss des Vorstands bedarf einer Zwei-
drittelmehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder.
Der/Die Betroffene hat die Möglichkeit, zur Überprüfung dieser Entscheidungen 
die Schieds- und Schlichtungsstelle anzurufen.

 

§ 14   ORGANE DES VERBANDES, MITGLIEDERVERSAMMLUNG

	I.	� Organe des Verbandes sind

•	 	die Mitgliederversammlung und
•	 	der Vorstand.

II.	� Die Willensbildung des VDST vollzieht sich in ordentlichen und außerordentlichen  
Mitgliederversammlungen.

§ 15   ORDENTLICHE MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet in der Regel im November eines jeden 
Jahres statt, es sei denn der Vorstand legt etwas anderes fest. 

Eine Präsenz-Mitgliederversammlung findet in der Bundesrepublik Deutschland 
statt. Der Vorstand soll durch Ausschreibung den Ausrichtungsort der Mitgliederver-
sammlung bestimmen. Falls kein Ausrichtungsort bestimmt wird, findet die Mitglie-
derversammlung im näheren Umfeld des Sitzes des Verbandes statt. 

Eine Mitgliederversammlung kann ganz oder teilweise virtuell (ohne physische Prä-
senz der Mitglieder und sonstiger Teilnahmeberechtigten) mittels geeigneter Kom-
munikationsmedien (z.B. als Videokonferenz) durchgeführt werden. Eine entspre-
chende Teilnahme hat unter Klarnamen und unter Ausschluss von Dritten zu erfolgen.

Der Vorstand legt in seinem Beschluss de Ausrichtungsorts fest, ob die Ausrichtung 
präsent, ganz oder teilweise virtuell stattfindet. Eine vollständig virtuelle Durchfüh-
rung soll nur in Ausnahmefällen gewählt werden.

Wenn die Ausrichtung der Mitgliederversammlung präsent angesetzt wird, können 
mit einem Quorum von mindestens 1/10 der Mitgliedsvereine oder drei Landesver-
bände ein Begehren an den Vorstand auf teilweise virtuelle Ausrichtung richten. Die-
sem hat der Vorstand zu folgen. Ein solcher Antrag muss 8 Wochen vor der Mitglieder-
versammlung schriftlich der Geschäftsstelle zugehen.

Der Ablauf der Mitgliederversammlung wird durch eine Ordnung geregelt. Die Einbe-
rufung erfolgt unter Einhaltung der Frist von 10 Wochen durch Veröffentlichung in den 
offiziellen Verbandsmitteilungen.
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Sollten besondere gewichtige Gründe (z.B. Pandemie, Naturkatastrophen, Versamm-
lungsort fällt nicht ersetzbar aus, etc.) nach einer Einberufung zu einer Präsenz-
Mitgliederversammlung eintreten, kann in einer Vorstandssitzung mit Dreiviertel-
mehrheit entschieden werden, anstelle einer Präsenz-Mitgliederversammlung eine 
virtuelle oder teilweise virtuelle Mitgliederversammlung durchzuführen. Dies ist un-
verzüglich, spätestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung, durch Veröffent-
lichung in den offiziellen Verbandsmitteilungen bekannt zu machen.

§ 16   ANTRÄGE ZUR MITGLIEDERVERSAMMLUNG

	I.	� Anträge zur ordentlichen Mitgliederversammlung müssen 8 Wochen vor der Mit-
gliederversammlung schriftlich der Geschäftsstelle zugehen. Sie müssen mit einer 
Begründung versehen sein und auf der Mitgliederversammlung durch den Antrag-
steller persönlich vertreten werden. Antragsberechtigt sind die Mitgliedsvereine, 
die Landestauchsportverbände sowie die Vorstandsmitglieder des VDST.

	II.	� Die Tagesordnung ist spätestens 4 Wochen vor der ordentlichen Mitglieder-
versammlung durch offizielle Verbandsmitteilung und/oder schriftliche Mit-
teilung bekannt zu machen. Anträge werden den Mitgliedern mit der Tages-
ordnung bekannt gemacht. Die schriftliche Bekanntmachung kann auch per 
elektronischer Medien (wie E-Mail, VDST-Webseite, etc.) erfolgen. 

	III.	� Dringlichkeitsanträge können ohne Fristenwahrung eingebracht werden. 
Dringlichkeitsanträge werden zugelassen, wenn sie der Versammlungsleitung 
zur Verlesung vorgelegt werden und wenn von mindestens drei anwesenden 
VDST-Vorstandsmitgliedern oder fünf anwesenden Vorsitzenden von Lan-
destauchsportverbänden oder deren Vertreterinnen und Vertretern oder zwanzig 
Vertreterinnen und Vertretern  verschiedener anwesender Mitgliedsvereine, die 
keine Landestauchsportverbände sind, unterstützt werden.

§ 17   BESCHLÜSSE DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Jede Mitgliederversammlung, die ordnungsgemäß einberufen wurde, ist beschluss-
fähig. Beschlussfassungen und Wahlen erfolgen mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen. Bei Satzungsänderungen entscheidet die Zweidrittel-
mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen zählen nicht. Zur 
Änderung des Verbandszweckes und zur Verbandsauflösung ist die Zustimmung von 
4/5 der erschienenen Mitglieder erforderlich.
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§ 18   STIMMRECHT IN DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG

	I.	� In der Mitgliederversammlung besitzt jeder stimmberechtigte Mitgliedsverein je 
eine Stimme für je angefangene zehn der ihm angehörenden natürlichen Perso-
nen. Für die Berechnung ist die Beitragszahlung gemäß § 6 der Beitragsordnung 
maßgebend. Die Stimmrechtsvergabe erfolgt digital durch die Geschäftsstelle. 
Näheres regelt die Geschäftsordnung der Mitgliederversammlung.

	II.	� Ein Mitgliedsverein kann seinen Landestauchsportverband oder einen anderen 
Mitgliedsverein in seinem Landestauchsportverband ermächtigen, sein Stimm-
recht in einer Mitgliederversammlung des VDST auszuüben. Ein Mitgliedsverein 
kann nur für Vereine seines Landestauchsportverbandes das Stimmrecht aus-
üben. Eine solche Ermächtigung ist nur für jeweils eine Mitgliederversammlung 
wirksam. Die Übertragung erfolgt elektronisch bei der Geschäftsstelle des VDST 
bis spätestens 60 Stunden vor der Mitgliederversammlung und ist ab diesem Zeit-
punkt nicht mehr widerrufbar. Die Anzahl der Stimmen werden zur Stimmenzahl 
des Vollmachtnehmers addiert. 

§ 19   WAHLEN 

	I.	� Die Mitgliederversammlung wählt die in § 22 aufgeführten Vorstandsmitglieder 
mit Ausnahme der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten Jugend.

	II.	� Die Mitgliederversammlung wählt die Mitglieder des Schieds- und Schlichtungs-
ausschusses (§ 13 und § 31), der Good Governance-Beauftragten (§ 29 V b) und die 
Revisorinnen und Revisoren (§ 30). 

	III.	� Wählbar sind nur Personen, die beim VDST Mitglied eines Mitgliedsvereins oder 
außerordentliche Mitglieder gemäß § 9 sind.

§ 20   PROTOKOLL DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen, das von dem Protokoll-
führer oder der Protokollführerin und dem Versammlungsleiter oder der Versamm-
lungsleiterin der Mitgliederversammlung zu unterzeichnen ist.

Das Versammlungsprotokoll wird innerhalb von zwei Monaten durch den Präsidenten 
oder die Präsidentin im Verhinderungsfall von seinem Stellvertreter oder seiner oder 
ihrer Stellvertreterin den ordentlichen Mitgliedern bekannt gemacht. Die schriftliche 
Bekanntmachung kann auch per elektronischer Medien (wie E-Mail, VDST-Webseite, 
etc.) erfolgen. 
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Einsprüche gegen die Richtigkeit eines Protokolls müssen binnen sechs Wochen nach 
Bekanntgabe schriftlich (z.B. auch mittels elektronischer Medien) bei der Geschäfts-
stelle erhoben werden. Über die Einsprüche wird auf der nächsten Mitgliederver-
sammlung entschieden.

§ 21   AUSSERORDENTLICHE MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung wird schriftlich durch offizielle Ver-
bandsmitteilung von dem Präsidenten oder der Präsidentin, im Verhinderungsfall 
von der Stellvertretung oder einem beauftragten Vorstandsmitglied, unter Bekannt-
machung der Anträge mit drei-Wochen-Frist einberufen, wenn mindestens 1/10 der 
Mitgliedsvereine oder drei Landesverbände oder der Vorstand des VDST dies mit Vor-
lage bestimmter Anträge mit schriftlicher Begründung verlangen. Die außerordentli-
che Mitgliederversammlung findet im näheren Umfeld des Sitzes des Verbandes statt. 
Bezüglich des Ablaufs der Mitgliederversammlung gelten die § 14 ff. entsprechend.

§ 22   VORSTAND, PRÄSIDIUM

Der Vorstand besteht aus:
•	 Präsidentin oder Präsident
•	 Vizepräsidentin oder Vizepräsident Finanzen
•	 Vizepräsidentin oder Vizepräsident Verbandsentwicklung
•	 Vizepräsidentin oder Vizepräsident Sportentwicklung
•	 Vizepräsidentin oder Vizepräsident Jugend
•	 Leitung des Fachbereiches Ausbildung
•	 Leitung des Fachbereiches Leistungssport
•	 Leitung des Fachbereiches Recht & Versicherungen
•	 Leitung des Fachbereiches Tauchmedizin
•	 Leitung des Fachbereiches Umwelt & Wissenschaft
•	 Leitung des Fachbereiches Visuelle Medien

Das Präsidium bilden die Präsidentin oder der Präsident und die vier Vizepräsidentin-
nen oder -präsidenten.

Der Vorstand beschließt einen Geschäftsverteilungsplan, der den einzelnen Vor-
standsfunktionen die wesentlichen Zuständigkeiten zuweist. Weitere Zuständigkei-
ten können bei Bedarf durch den Vorstand und/oder den Präsidenten oder die Präsi-
dentin zugewiesen werden.

Der Vorsitz der VDST-Jugend (gem. Jugendordnung) ist geborenes Vorstandsmitglied 
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als Vizepräsident oder als Vizepräsidentin Jugend mit Sitz und Stimme. 

Der Verband ist verpflichtet, den Vorstand und die zum Zwecke der Erfüllung der Sat-
zungsaufgaben bestellten Personen in ausreichender Höhe gegen die Inanspruch-
nahme aus der fahrlässigen Schlechterfüllung ihrer Tätigkeit zu versichern (Vermö-
gensschadenversicherung).

§ 23   AMTSDAUER DES VORSTANDES

	I.	� Der Vorstand, mit Ausnahme der Vizepräsidentin Jugend oder des Vizepräsiden-
ten Jugend, wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren 
gewählt. Nach Ablauf der Amtsdauer bleibt der Vorstand bis zur Neuwahl im Amt.

	II.	� Die Fachbereichsleitungen haben innerhalb eines Zeitraumes von drei Monaten 
nach Amtsantritt bis zu zwei Vertreter und deren Rangfolge zu bestimmen, die 
vom Vorstand zu bestätigen sind. Diese Vertretungen haben im Vertretungsfal-
le entsprechend ihrer Rangfolge Sitz und Stimmrecht im Vorstand. Insoweit die 
Fachbereichsleitungen dieser Verpflichtung nicht nachkommen, ist der Vorstand 
berechtigt, die Vertretungen und deren Rangfolge zu bestimmen.

	III.	� Scheidet eines der Vorstandsmitglieder (außer Vizepräsidentin oder Vizepräsi-
dent Jugend) vorzeitig aus, so tritt folgende Regelung in Kraft: 

•	 Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Vizepräsidentin oder den Vizeprä-
sidenten.

•	 Scheidet die Präsidentin oder der Präsident oder eine Vizepräsidentin oder Vi-
zepräsident aus, so bestimmt der Vorstand innerhalb eines Monats eine kom-
missarische Vertretung bis zur nächsten Mitgliederversammlung.

•	 Scheidet eine Leitung der Fachbereiche aus, übernimmt die erste Stellvertre-
tung kommissarisch das Amt für die Dauer bis zur nächsten Mitgliederversamm-
lung. Scheiden beide aus, legt der Vorstand durch Beschluss die Leitung bis zur 
nächsten Mitgliederversammlung fest.

•	 Nachwahlen dürfen nur für die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Vor-
standsmitgliedes oder der Revisorin oder des Revisors erfolgen.

	IV.	� Bei Ausscheiden der Vizepräsidentin Jugend bzw. des Vizepräsident Jugend bzw. 
des Vorsitz der VDST-Jugend regelt die Jugendordnung die kommissarische Be-
setzung.

	V.	� Die Vertretung im Verhinderungsfall der Vizepräsidentin oder des Vizepräsident  
Jugend regelt die Jugendordnung.
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§ 24   ZUSTÄNDIGKEIT DES VORSTANDES UND DES PRÄSIDIUMS

	I.	� Der Präsident oder die Präsidentin stellt die Einheitlichkeit der strategischen ver-
bandlichen Ausrichtung sowie Angelegenheiten, die den Verband als Ganzes be-
treffen, und die übergreifende Zusammenarbeit im Vorstand sicher. 

Der Vorstand leitet den Verband im Rahmen der Satzung sowie auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und führt die Geschäfte des VDST und 
verwaltet das Verbandvermögen. Dazu unterhält der Verband eine Geschäftsstel-
le, die dem Vorstand im Sinne des § 26 BGB unmittelbar untersteht.

	II.	� Die Fachbereiche werden eigenverantwortlich durch ihre Leitungen geführt. 

	III.	� Die Mitglieder des Präsidiums haben das Recht, an allen beschlussfassenden Sit-
zungen, Tagungen etc. des Verbandes Deutscher Sporttaucher ohne Stimmrecht 
teilzunehmen. Dem Präsidium ist die Durchführung rechtzeitig mitzuteilen.

§ 25   VORSTANDSSITZUNGEN

	I.	� Vorstandsitzungen sind nach Bedarf, jedoch mindestens zweimal im Kalender-
jahr, möglichst im ersten Quartal am zweiten Wochenende im März und im drit-
ten Quartal am zweiten Wochenende im September von der Präsidentin oder 
vom Präsidenten oder im Verhinderungsfall von der Stellvertretung oder einem 
anderen Vorstandsmitglied mit einer angemessenen Ankündigungsfrist einzube-
rufen und zu leiten. Zu Vorstandssitzungen sind alle Vorstandsmitglieder unter der 
letzten bekannten Postanschrift oder mittels elektronischer Medien (wie E-Mail) 
zu laden.

	II.	� Vorstandssitzungen sind ebenfalls einzuberufen, wenn eine Vizepräsidentin oder 
ein Vizepräsident oder mindestens zwei Fachbereichsleitungen dies gegenüber 
der Präsidentin oder dem Präsidenten fordern.

	III.	� Eine Vorstandssitzung kann auch virtuell, mittels geeigneter Kommunikations-
medien (z.B. als Videokonferenz) durchgeführt werden, sofern kein Vorstandsmit-
glied bis zur Genehmigung der Tagesordnung schriftlich widersprochen hat. Eine 
entsprechende Teilnahme hat unter Klarnamen und unter Ausschluss von Dritten 
zu erfolgen.

§ 26   BESCHLÜSSE DES VORSTANDES

	I.	� Jede satzungsgemäß einberufene Vorstandssitzung ist beschlussfähig, wenn 
mindestens sechs gewählte Vorstandsmitglieder, davon mindestens drei Mitglie-



17

der des Präsidiums anwesend sind. Virtuell teilnehmende Vorstandsmitglieder 
gelten als anwesend.

	II.	� Alle Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men gefasst, es sei denn, in der Satzung wird für einzelne Beschlüsse Abweichen-
des festgelegt. Bei Stimmengleichheit ist der Beschluss abgelehnt.

	III.	� In Eilfällen, wenn auch die Durchführung einer beschlussfähigen, virtuellen Vor-
standssitzung nicht erfolgen konnte und eine Entscheidung erst auf der kommen-
den Vorstandssitzung Nachteile für den Verband erbringt oder erbringen könnte, 
kann der Vorstand unter vorheriger Zustimmung aller Vorstandsmitglieder zum 
Umlaufverfahren eine Beschlussfassung auch im Umlaufverfahren durchführen. 
Dieses Umlaufverfahren kann insbesondere auch mittels elektronischer Medi-
en, beispielsweise per E-Mail, erfolgen. Der auf diese Weise getroffene Beschluss 
wirkt unmittelbar. In der kommenden Vorstandsitzung wird er zur erneuten Ab-
stimmung gestellt. 

	IV.	� Bei Gefahr im Verzuge, wenn im konkreten Einzelfall auch die Beschlussfassung 
im Umlaufverfahren gemäß Absatz III zu viel Zeit in Anspruch nehmen würde und 
dem Verband dadurch erhebliche Nachteile entstehen könnten, kann die Präsi-
dentin oder der Präsident, im Verhinderungsfall die Stellvertretung mit Vertre-
tungsrecht nach § 26 BGB allein entscheiden. Diese Entscheidungen sind unver-
züglich allen Vorstandsmitgliedern schriftlich mitzuteilen und zu begründen.

	V.	� Im Vorstand sind Interessenkonflikte oder Befangenheit bezüglich Gegenständen 
der Beschlussfassung durch die betroffenen Vorstandsmitglieder von selbst an-
zuzeigen. Vorstandsmitglieder sind von der Beratung und Beschlussfassung über 
Gegenstände, bei denen Interessenkonflikte oder Befangenheit bestehen, ausge-
schlossen.

Im Zweifel ist über das Vorliegen von Interessenkonflikten oder Befangenheit mit 
Zweidrittelmehrheit aller gewählten Vorstandsmitglieder ein Beschluss zu fassen.

Der Vorstand ist berechtigt, mit Zweidrittelmehrheit das von einem Interessen-
konflikt oder Befangenheit betroffene Vorstandsmitglied für Dauer der Beratung 
und Beschlussfassung des entsprechenden Tagesordnungspunktes auszuschlie-
ßen.

§ 27   VERTRETUNG DES VERBANDES

	I.	� Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus Präsidentin oder Präsidenten, 
Vizepräsidentin oder Vizepräsidenten Finanzen, Vizepräsidentin oder Vizepräsi-
denten Verbandsentwicklung und Vizepräsidentin oder Vizepräsidenten Sport-
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entwicklung. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Es vertritt 
jeweils der Präsident oder die Präsidentin mit einem weiteren Vizepräsidenten 
oder einer weiteren Vizepräsidentin. Nur im Falle der Verhinderung vertreten 
zwei Vizepräsidenten oder Vizepäsidentinnen gemeinsam. Der Verhinderungsfall 
braucht Dritten gegenüber nicht nachgewiesen werden.

	II.	� Der Vizepräsident Finanzen oder die Vizepräsidentin Finanzen ist in seinem bzw. 
ihrem Zuständigkeitsbereich Vertreter oder Vertreterin des VDST gemäß § 30 BGB. 
Die Vertretungsmacht erstreckt sich im Zweifel auf alle Rechtsgeschäfte, die der 
zugewiesene Geschäftskreis gewöhnlich mit sich bringt.

§ 28  GEMEINSAME VERSAMMLUNG DER LANDESTAUCHSPORTVERBÄNDE 
           MIT DEM VORSTAND

Im ersten Quartal, möglichst am zweiten Wochenende im März, und im drit-
ten Quartal, möglichst am zweiten Wochenende im September jeden Jahres 
treten die Landestauchsportverbände, vertreten durch ihre Vorsitzenden/Prä-
sidentinnen oder Präsidenten und/oder einer Stellvertretung, die Mitglied im 
Vorstand des jeweiligen Landesverbandes ist, zur Versammlung mit dem Vor-
stand zusammen. Einladung, Organisation und Leitung obliegt dem Vorstand. 
Das Nähere regelt die Geschäftsordnung für die Gemeinsame Versammlung.

§ 29   PERSONEN UND GREMIEN MIT BESONDEREN AUFGABEN

Der Vorstand oder die Mitgliederversammlung können einzelne Personen, Perso-
nengruppen oder Ressorts einsetzen, um die Vorstandsarbeit, die Gemeinsame 
Versammlung mit den Landesverbänden bzw. die Mitgliederversammlung in beson-
deren Sachgebieten zu unterstützten. Der Einsetzende (Vorstand bzw. die Mitglieder-
versammlung) legt im Beschluss die Aufgaben und Zuständigkeiten konkret fest.

I.  Beauftragte
Beauftragte sind Personen, die vom Vorstand durch Beschluss ernannt werden 
und diesen im Rahmen des konkret erteilten Auftrags weisungsgemäß unterstüt-
zen. Sie sind nicht Teil des Vorstands, jedoch bei ihrer Auftragserledigung aktiv zu 
unterstützen. Sie sind dem Vorstand gegenüber berichtspflichtig und können zu 
Vorstandssitzungen eingeladen werden.
Ihre Amtszeit gilt längstens für die laufende Legislaturperiode des ernennenden 
Vorstands.
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II.  Ressorts
Ressorts sind besondere Aufgabengebiete innerhalb eines Vorstandsbereichs, die 
vom Vorstand durch Beschluss eingerichtet werden können. Sie unterliegen der 
Fachaufsicht des zugeteilten Fachbereichs oder des Präsidiumsmitglieds. Sie sind 
der Fachbereichsleitung bzw. dem zuständigen Präsidiumsmitglied und dem Vor-
stand gegenüber berichtspflichtig. In Vorstandssitzungen werden sie regelmäßig 
durch die Fachbereichsleiter bzw. das Präsidiumsmitglied vertreten.
Ihr Bestand gilt bis auf Widerruf durch den Vorstand.

III.  Arbeitsgruppen 
Der Vorstand und die Gemeinsame Versammlung können zur Erarbeitung von Ent-
scheidungsvorschlägen zu bestimmten Themen Arbeitsgruppen (AG) einsetzen. 
Die Amtszeit einer Arbeitsgruppe ist mit der Zweckerreichung beendet, dies wird 
vom ernennenden Gremium festgestellt.

IV.  Ausschüsse
Die Mitgliederversammlung kann zur Erfüllung bestimmter übergeordneter 
Aufgaben Ausschüsse bilden und deren Mitglieder ernennen. Die Aufgaben, die 
Anzahl der Mitglieder, die Personen etc. sind im Beschluss festzulegen. Der Aus-
schuss ist gegenüber der Mitgliederversammlung berichtspflichtig. 
Die Amtszeit eines Ausschusses ist mit der Zweckerreichung beendet, dies wird 
von der Mitgliederversammlung festgestellt. 

V.  Besondere Vertreter/Beauftragte

a.  Athletenvertreter
Die von den Leistungssportlerinnen und Leistungssportlern gemäß der Ge-
schäftsordnung für den Fachbereich Leistungssport (GO FB LS) gewählte Athle-
tenvertretung hat das Recht zur Teilnahme an den Tagesordnungspunkten der  
Vorstandssitzungen und der Gemeinsamen Versammlung, die den Leistungs-
sport betreffen. Sie oder er haben Rede- und Antragsrecht, aber kein Stimmrecht. 

b.  Good Governance-Beauftragte

Der VDST hat zwei Good Governance-Beauftragte. Die beiden Good Governance-
Beauftragten sollen möglichst unterschiedlichen Geschlechtes sein. 

Sie werden von der Mitgliederversammlung gewählt. Ihre Amtszeit beträgt vier 
Jahre und darf nicht mit der des Vorstands parallel verlaufen. Der zweite Good 
Governance-Beauftragte wird erstmalig 2024 gewählt. Eine vorzeitige Abwahl 
eines Good Governance-Beauftragten ist nur mit einer Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen der Mitgliederversammlung möglich. 
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Die Good Governance-Beauftragten müssen in persönlicher und fachlicher Qua-
lifikation sowie aufgrund guter Kenntnisse des Verbandes der besonderen Stel-
lung und Aufgabe gerecht werden. Es darf kein Anstellungsverhältnis im VDST 
und kein Wahl- oder Bestimmungsamt im VDST einschließlich der Landesverbän-
de bestehen. 

Die Good Governance-Beauftragten sind der Mitgliederversammlung gegenüber 
unter Wahrung des Datenschutzes und der Vertraulichkeit berichtspflichtig. Sie 
nehmen ihre Aufgabe unabhängig wahr und sind keinen Weisungen unterworfen. 
Ihr Handeln ist von allen Ebenen des VDST aktiv zu unterstützen und es gilt eine 
grundsätzliche Auskunftspflicht ihnen gegenüber. 

Die Good Governance-Beauftragten haben die Persönlichkeitsrechte der von ih-
ren Aktivitäten betroffenen Personen stets zu wahren sowie verfahrensrechtliche 
Grundsätze der deutschen Rechtsordnung zu beachten. 

Weiteres regelt eine von der Mitgliederversammlung zu beschießende Verfah-
rensordnung.

§ 30   REVISOREN, PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSS

Die Mitgliederversammlung wählt mindestens zwei Revisorinnen oder Revisoren und 
zwei Stellvertretungen für vier Jahre. Sie sollten in Wirtschafts- und Buchführungs-
fragen erfahren sein. Kommt eine Wahl von Revisorinnen oder Revisoren nicht zu-
stande, wird eine externe Wirtschaftsprüfung oder eine externe Steuerberatung vom 
Vorstand beauftragt, die nicht in einem Mitgliedsverein organisiert ist.

Die Prüfung erstreckt sich auf den Kassenbestand, die Ordnungsmäßigkeit und Rich-
tigkeit der Kassen- und Buchführungsunterlagen sowie auf die Einhaltung der fi-
nanzwirksamen Beschlüsse der Organe und der Bestimmungen der Finanzordnung. 
Einzelheiten regeln die Richtlinien für die Kassen-, Buch- und Wirtschaftsführung der 
Finanzordnung.

Die Revisorinnen oder Revisoren haben jederzeit das Recht Einblick in die Buch-
führungsunterlagen, die Belege und die damit zusammenhängenden Schriftstücke 
und Beschlüsse zu nehmen. Der Vorstand gem. § 26 BGB, bzw. soweit betroffen, die 
Fachbereichsleitung, haben den Revisorinnen oder den Revisoren alle von ihnen ge-
wünschten Auskünfte zu erteilen, soweit es sich um wirtschaftliche Angelegenheiten 
des Ver-bandes handelt. Der Vorstand gem. § 26 BGB hat die Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen der Geschäftsstelle anzuweisen, ebenfalls die notwendigen Auskünfte zu 
erteilen. Die Revisorinnen oder Revisoren informieren den Vorstand über das Ergebnis 
ihrer Arbeit.
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§ 31   SCHIEDS- UND SCHLICHTUNGSSTELLE

	I.	� Es wird eine Schieds- und Schlichtungsstelle geschaffen, die auf Antrag die Ein-
haltung der Satzungs- und Ordnungsbestimmungen prüft oder Streitigkeiten zwi-
schen Mitgliedern schlichtet.

	II.	� Der Schieds- und Schlichtungsstelle ist kein Organ des VDST. Sie entscheidet nach 
rechtsstaatlichen Grundsätzen, ist unabhängig und nicht an Weisungen gebun-
den. Die Verfahrensergebnisse haben mit Ausnahme der Entscheidungen gemäß 
§ 13 keine rechtsgestaltende Wirkung und entfalten keine Bindungswirkung im 
VDST und zwischen den Verfahrensparteien.

	III.	� Die Verfahrensergebnisse ergehen in Form eines schriftlichen Beschlusses und 
enthalten den von der Schiedsstelle festgestellten Sachverhalt, deren rechtliche 
Bewertung und deren daraus resultierende Entscheidung (§ 13) bzw. Empfehlung. 
Der Beschluss ist den Parteien schriftlich mitzuteilen.

	IV.	� Die Schieds- und Schlichtungsstelle entscheidet in der Besetzung mit einer oder 
einem Vorsitzenden und zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer. Vorsitzende oder Vor-
sitzender und Beisitzerinnen oder Beisitzer werden von der Mitgliederversamm-
lung für vier Jahre gewählt und müssen Mitglied in einem VDST-Mitgliedsverein 
sein. Die oder der Vorsitzende muss die Befähigung zum Richteramt haben.

		�  Es wird für die oder den Vorsitzenden und die beiden Beisitzer jeweils eine Vertre-
tung gewählt, wobei die Vertretung der oder des Vorsitzenden ebenfalls die Befä-
higung zum Richteramt haben muss. Amtierende Vorstandsmitglieder des VDST 
und der Landesverbände, sowie hauptamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
des VDST oder der VDST Tauchsport-Service GmbH und der Landesverbände kön-
nen nicht gewählt werden.

	V.	� Die Sitzungen der Schieds- und Schlichtungsstelle finden am Sitz des Bundesver-
bandes statt. Die Bundesgeschäftsstelle des VDST ist Sitz und Geschäftsstelle der 
Schieds- und Schlichtungsstelle.

	VI.	� Das Verfahren ist für den Antragsteller oder die Antragstellerin kostenfrei. Die Par-
teien müssen ihre Auslagen selbst bezahlen.

	VII.	�Die Schieds- und Schlichtungsstelle ist an die Satzung und die Ordnungen des 
VDST und die Vorschriften des materiellen Rechts der Bundesrepublik Deutsch-
land gebunden. Es gilt die Parteienhoheit und Darlegungs- und Beweislast des 
Zivilrechts.

		�  Das weitere Verfahren der Schieds- und Schlichtungsstelle kann, soweit keine Re-
gelungen in der Satzung getroffen sind, in einer vom Vorstand zu beschließenden 
Verfahrensordnung geregelt werden. Soweit keine Regelungen in der Satzung und 
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einer Verfahrensordnung getroffen sind, gelten die allgemeinen Bestimmungen 
der Zivilprozessordnung entsprechend.

§ 32   JUGEND

	I.	� Die VDST-Jugend ist die Jugendorganisation des Verbandes und verwaltet sich im 
Rahmen der VDST-Satzung selbständig. Sie wird von einer Jugendversammlung 
und einem Jugendvorstand geleitet. Über die weitere innere Organisation ent-
scheidet die VDST-Jugend selbstständig.

II.	� Die VDST-Jugend ist Mitglied in der Deutschen Sportjugend (dsj) des DOSB. Sie 
kann mit Genehmigung des VDST-Vorstandes weitere Mitgliedschaften eingehen 
oder beenden.

III.	� Die VDST-Jugend unterliegt in ihrem gesamten Handeln den übergeordneten Be-
stimmungen und Regelungen der VDST-Satzung; insbesondere auch der Schieds- 
und Schlichtungsstelle. Die übergeordnete Stellung der VDST-Mitgliederver-
sammlung bleibt unberührt. Alle rechtlich relevanten Regelungen bedürfen der 
Genehmigung des VDST-Vorstands.

IV.	� Die VDST-Jugend ist an allen sie betreffenden Ordnungen, Regelungen, Entschei-
dungen etc. im VDST anzuhören und angemessen zu beteiligen. Sie hat kein Ein-
spruchsrecht gegen Entscheidungen des VDST.

V.	� Die VDST-Jugend verwaltet ihre Geldmittel selbständig und hat sich dazu einer an 
der VDST-Finanzordnung orientierte eigene Finanzordnung zu geben. Diese be-
darf zur Inkraftsetzung der Genehmigung des VDST-Vorstandes.

§ 33   GESCHÄFTSJAHR / JAHRESABSCHLUSS / ENTLASTUNG

	I.	 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

	II.	� Die Präsidentin oder der Präsident und die/der Vizepräsidentin/Vizepräsident  
Finanzen geben die Jahresbilanz sowie den Geschäftsbericht den Mitgliedern zur 
folgenden Mitgliederversammlung in Textform bekannt. 

Der Jahresabschluss ist von den gewählten Revisoren oder Revisorinnen oder ei-
ner Wirtschaftsprüfung oder Steuerberatung vorab zu prüfen. Die gewählten Re-
visorinnen oder Revisoren erstatten Bericht über die Prüfung auf der folgenden 
Mitgliederversammlung. Sie sollen einen Vorschlag zur Frage der Entlastung des 
Vorstands machen. Den Revisorinnen oder Revisoren steht das Recht auf Stellung-
nahme zur Mittelverwendung zu.
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	III.	� Die Mitgliederversammlung entscheidet über die Entlastung des Vorstandes; bei 
gegebenem Anlass über die Entlastung einzelner Vorstandsmitglieder.

§ 34   DATENSCHUTZ

Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten natürlicher Personen 
erfolgt nur, soweit dies zur Erfüllung des Satzungszwecks erforderlich ist und eine 
Rechtsgrundlage oder im Einzelfall eine ausdrückliche Einwilligung des Betroffenen 
für die Verarbeitung personenbezogener Daten vorliegt.

Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt im Rahmen der 
Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesda-
tenschutzgesetzes in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Zur weiteren Ausgestaltung und zu den Einzelheiten der Datenerhebung und -ver-
wendung kann der Vorstand weitere Ordnungen erlassen.

Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten und die Auswahl 
und Gestaltung von Datenverarbeitungssystemen sind an dem Ziel auszurichten, 
so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu erheben, zu verarbeiten oder zu 
nutzen. Der Vorstand kann einen internen oder externen Datenschutzbeauftragten 
bestellen.

§ 35   AUFLÖSUNG

�Bei Auflösung oder Aufhebung des Verbandes oder bei Wegfall seines bisherigen Zwe-
ckes fällt das Vermögen des VDST an den Deutschen Olympischen Sportbund, der es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.

§ 36   INKRAFTTRETEN

Diese Satzung tritt gemäß Beschluss der Mitgliederversammlung vom 17.11.2007 so-
wie den Änderungen aus den Mitgliederversammlungen vom 21.11.2009, 20.10.2010, 
17.11.2012, 22.11.2014, 19.11.2016, 18.11.2017, 9.11.2019, 21.11.2020, 20.11.2021, 
19.11.2022 und 18.11.2023 und 15.11.2025 in Kraft.
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